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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Nachstellungen für den Ergänzungsbezirk Nr . 84 .
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2 . Dezember

1911 , Z . 11-4160 , M . Abt . XVI , 14032/11 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 11) :

Mit Beziehung auf den h. o. Runderlaß vom 25 . Juni 1904 , Z . II -170/3
(N . S . N . 6091 ), hat der Wiener Magistrat auf bei der Durchführung der
Nachstellungen wahrgenommene Übelstände aufmerksam gemacht , deren Behebung
sowohl im Interesse der in Betracht kommenden Parteien als auch mit Rück¬
sicht auf die dem Amte erwachsenden , meist überflüssigen Arbeiten angestrebt
werden muß.

Es werden nämlich von der Mehrzahl der zum Ergänzungsbezirke Nr . 84
gehörigen politischen Bezirksbehördcn alle daselbst einlangenden Akten in Betreff
der Nachstellungen fremdzuständiger Stellungspflichtiger im Delegierungswege
ohne jede Vorbehandlung , welche schon durch die gebotene Rücksichtnahme auf
die Bestimmungen des H 101 : 5 der Wehcvorschriften I . Teil nicht zu unter¬
lassen wäre , einfach dem Magistrate Wien „zur weiteren Amtshandlung " ab¬
getreten.

Die Festsetzung von Tag und Stunde für das Erscheinen der in Betracht
kommenden Stellungspflichtigen vor der Stellungskommission und die Ver¬
anlassung der Zustellung der bezughabenden Stellungsvorladungen durch die
ausenthaltszuständigen Gemeindevorstehungen ist wohl Aufgabe des Wiener
Magistrates , resp . des Konskriptionsamtes . In diesem Stadium der Be¬
handlung der Nachstellungsagenden für den 81 . Ergänzungsbezirk aber wird
der .Mangel der Vorbehandlung der Akten durch die Gemeindevorsteher des
Aufenthaltsortes fühlbar.

Sehr häufig können die Stellungsvorladungen in dem von der heimats¬
zuständigen politischen Bezirksbehörde angegebenen Aufenthaltsorte nicht zur
Zustellung gebracht werden , weil der Stellungspflichtige in der namhaft
gemachten Gemeinde überhaupt niemals im Aufenthalte war oder sie längst
verlassen hat . Oder aber sind die über hierämtliche Vorladung vor der Stellungs-
Kommission erscheinenden Personen mit den zur Stellung Berufenen nicht
identisch ; dies kann leider in dem Falle , wenn der die Nachstellung im Dele¬
gierungswege betreffende Alt durch den Gemeindevorsteher des Aufenthaltsortes
nicht behandelt wurde , erst auf dem Affentplatze in Wien festgestellt werden.
Weiters werden infolge von Jrrtümern der heimatlichen Politischen Bezirks-
behorden nicht selten solche Personen aus der näheren und weiteren Umgebung
Wiens (wieder infolge der mangelnden Vorbehandlung durch die Aufenthalts¬

gemeinde ) zum Erscheinen auf dem Stellungsplatze in Wien verhalten , welche
ihrer Stellungspflicht für das laufende Jahr schon entsprochen haben.

Durch solche und ähnliche Anstände erleidet jedoch die dem Wiener
Magistrate obliegende Durchführung der Nachstellungen für die Ergänzungs-
bezirke Nr . 4 und 84 in Anbetracht der gebotenen Rücksichtnahme auf die Be¬
stimmung des ß 42 , Punkt 1, lit . s der Wehrvorschriften I . Teil wiederholt
eine wesentliche Beeinträchtigung , indem oftmals in Unkenntnis der Zahl jener
Stellungspflichtigen , auf deren Erscheinen vor der Affent -Kommission mit
einiger Wahrscheinlichkeit gerechnet werden kann , mehr Nachstellungstage fest¬
gesetzt werden , als für die Zahl der wirklich aus dem Stellungsplatze sich ein¬
findenden Personen hätten anberaumt werden müssen.

Hauptsächlich muß aber auch in Betracht gezogen werden , daß die aus
dem Ergänzungsbezirk Nr . 84 vorzuladenden Leute der großen Mehrzahl nach
landwirtschaftliche , industrielle oder sonstige Arbeiter mit nur einem ganz geringen
Einkommen sind , die nicht selten aus weit entlegenen Ortschaften nach Wien
reisen müssen und infolge der geschilderten Umstände oftmals unnötigerweise
im Verhältnis zu ihrem Einkommen empfindlich drückende Fahrtauslagen , dann
Zeitversäumnis und Störung in ihrem Berufe und daher Verdienstentgang
erleiden , wenn es sich erst in Wien herausstellt , daß ihr Erscheinen daselbst über¬
flüssig war und zu vermeiden gewesen wäre.

Die Statthalterei ordnet daher an , daß alle bei den Politischen Ergänzungs¬
behörden I . Instanz des Ergänzungsbezirkes Nr . 84 einlangenden Akten
wegen Nachstellung der in ihrem Bereiche im Aufenthalte befindlichen fremden
Stellungspstichtigen im Delegierungswege vor der Übersendung an den mit der
Durchführung dieser Nachstellungen betrauten Wiener Magistrat an die Ge¬
meindevorsteher des Aufenthaltsortes geleitet werden , damit dort vor allem der
faktische Aufenthalt des Stellungspflichtigen in der angegebenen Gemeinde,
weiters im Sinne des Z 101 , Punkt 5 der Wehrvorschristen I . Teil die Wesens¬
gleichheit des dort im Aufenthalte befindlichen mit dem zur Stellung Berufenen
in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise und endlich auch der Umstand
sichergestellt werde , ob der in den Stellungslisten -Auszügen bezeichnet? Mann
tatsächlich zur Nachstellung verpflichtet ist ; letzteres hauptsächlich aus dem Grunde,
weil es nicht selten vorkommt , daß politische Bezirksbehörden zwei - und dreimal
Stellungslisten -Auszüge an die aufenthaltszuständigen politischen Bezirksbehörden
versenden , oder daß solche Auszüge selbst dann nicht zurückgezogen werden,
wenn sich Stellungspflichtige , denen die Abstellung außerhalb des heimat¬
zuständigen Stellungsbezirkes bewilligt wurde , in ihrer Heimat oder anderswo
der Stellung unterzogen haben . Auch die Veränderung des Heimatrechtes , welche
m der Stellungsliste nicht entsprechend vorgemerkt wurde , spielt hier häufig
eine Rolle.

Auch werden die politischen Behörden des Ergänzungsbezirkes Nr . 84 auf¬
gefordert , die unterstehenden Gemeinden dahin zu belehren , daß letztere allen in
Wien zu Nachstellungen berufenen Stellungspflichtigen gelegentlich der ihnen
obliegenden Amtshandlungen nachdrücklich !! die Mitnahme eines ihre Identität
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beglaubigendenDokumentes (Arbeits -, Dienstbotenbuches . dgl.) einzuschärfen oder
in Ermanglung eines solchen Dokumentes ein mit der Personsbeschreibung des
Stellungspflichtigen versehenes Jdentitätszeugnis auszustellen haben.

Hiebei wird auch auf die Vorschrift N . S . N. 5145 hingewiesen.

2 .
Ersitzung eines Wegerechtes durch die Gemeinde.

Urteil des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 6. Dezember
1911 Rv. l, 1081/11 (M. Abt. VI, 444/12) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Oberste Gerichtshof als Revifionsgericht hat am 6. Dezember

1911 zu Rv . I >081/11 unter dem Vorsitze des k. k. Ersten Präsidenten !
Dr . Freiherrn v. Ruber  und im Beisein des k. k. Senatspräsidenten
Hawlath,  sowie der k. k. Hofräte Dr . Schwager , Flieder und
Köhler  als Richter in der Rechtssache der Gemeinde Wien, Klägerin, ver¬
treten durch Dr . Robert S w o b o d a, in Wien, wider die protokollierte Firma
Hermann B e e r's Sohn in Wien, Beklagte, vertreten durch Dr . Richard
B e er in Wien unter Nebenintervention der Barbara G e iz e n a u e r, ver¬
treten durch Dr . Ludwig Fischer  in Wien, wegen Anerkennung der Dienst¬
barkeit eines Fußweges infolge Revision der Beklagten und der Neben-
interveuientin gegen das Urteil des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien als
Berufungsgerichtes vom 9. Okrober 1911, G. Z. Ke I 24/11/29 , womit
infolge Berufung der Beklagten und der Nebenintervenientin das Urteil des
k. k. Landesgerichtes in Wien in Z. R . S . vom 7. Februar 1911, G. Z . 6ss
L 532/10/16 bestätigt wurde, in nicht öffentlicher Sitzung das Recht
erkannt:

Der Revision wird keine Folge gegeben; die Beklagte hat der klagenden
Gemeinde die auf 103 L 65 ü bestimmten Kosten der Revisionsbeantwortung
binnen 14 Tagen bei Exekution zu ersetzen.

Entscheidungsgründe.
4 . Revisionsgrund nach 8 503, Z . 4, Z . P . O.

1. Nach Inhalt der Revisionsausführungen der beklagten Firma und
der Nebenintervenientin bildet den wesentlichen Streitpunkt die Frage , ob die
Gemeinde für den behaupteten Besitz des Wegrechtes sich auf Besitzhandlungen
ihrer Mitglieder berufen kann, oder ob nur Besitzhandlungen der „Repräsen¬
tanten " oder „Organe " der Gemeinde maßgebend sind, wie die Revisionen
hauptsächlich unter Berufung auf 8 337 a. b. G. B . darzulun versuchen.

Richtig ist wohl im allgemeinen, daß Rechtshandlungen, welche die
Gemeinde verpflichten sollen, nur durch ihre gesetzlichen Vertreter und in
gesetzlicher Form abgegeben werden können (88 21, 27, 867, a. b. G . B .)
Allein daraus folgt noch nicht, daß die Gemeinde den Rechtsbesitz an dem
streitigen Fußweg nur durch einen förmlichen der Besitzausübung voran¬
gehenden Beschluß ihrer Vertretung hätte erlangen können. Nach 8 21
a. b. G. B . stehen die Gemeinden, gleich Pflegebefohlenenphysischen Personen
unter dem besonderen Schutz der Gesetze, sie können daher bezüglich des
Rechtserwerbes nicht schlechter gestellt werden als Physische Personen . Hiezu
kommt, daß der Besitz einer förmlichen Erklärung gar nicht bedarf, sondern
im wesentlichen in einem tatsächlichen Verhalten zu einer Sache und
bezüglich des hier in Frage kommenden Rechtsbesitzes lediglich in der
tatsächlichen Begehung des Fußweges mit dem Willen der Rechtsausübung
besteht. (HZ 309, 312, 313, a. b. G . B .). Nun liegt es in der Natur der
Sache, daß die Begehung des Fußsteiges eben nur durch die Gemeinde¬
angehörigen erfolgen kann. Eine Art Zweckbegehung durch eigene Bevoll¬
mächtigte und Abgesandte wäre sogar ohne rechtliche Bedeutung, da cs nach
88 472 und 1470 a. b. G. B . auf den durch 30 Jahre fortgesetzten
Besitz derjenigen ankommt, zu deren Vorteil der Weg gedient hat. Nach
den Feststellungen war das letztere bei allen Gemeindeangehörigen der
Fall , die den Weg für die leichtere Bewirtschaftung ihrer am rechten Ufer
des Ameisbaches gelegenen Grundstücke oder überhaupt seit unvordenklichen
Zeiten als Verkehrsmittel, welches zur Vermeidung eines Umweges geradezu
ein Bedürfnis war , in der Gemeinde oder mit den Nachbargemeindcn benützt
haben. Die Gemeindeangehörigen, welche in ihrem Gesamtbesitz eben die Ge¬
meinde darstellen, waren also diejenigen, welche für die Bcsitzstörung zunächst
in Betracht kommen, ohne ihre Tätigkeit wäre die Besitzstörung kaum denk¬
bar . Daß sie aber den Willen gehabt haben, nicht jeder für sich, sondern
jeder für alle den unvordenklichen Besitz festzuhalten, ist für das Revisions-
gerichl bindend festgestellt. Übrigens hat die gesetzlicheVertretung der Ge¬
meinde, sobald sie iwie Beklagte selbst auf VI. 36 r und 202 anführt ), von
dem Bestände des Weges Kenntnis erhielt, alsbald ihre Rechte geltend gemacht
und die Besitzakte der Gemeindemitglieder für die Gemeinde genehmigt. Wenn
Z 337 a. b. G . B . von „Machthabern " der Gemeinde spricht, nach deren Redlichkeit
die Redlichkeit des Besitzers der Gemeinde zu beurteilen ist, so folgt daraus für
die gegenwärtige Frage gar nichts. Es ist nicht der Grundsatz aufgestellt, daß
die Gemeinde nur durch „Machthaber " im Sinne von gesetzlichen Repräsentanten
Besitz erwerben könne, der Sinn dieser Gesetzesstelle ist vielmehr der, daß es
auf die Redlichkeit der für die Gemeinde handelnden physischen Personen an-
komme. Es ist doch sicherlich nicht in Zweifel zu ziehen, daß die Bestimmungen
über Geschäftsführung ohne Auftrag (8 1035 a. b. G . B . und ff.) auch für
die Gemeinde gelten, es geht daher nicht an, bloß Handlungen der gesetzlich

bestellten Repräsentanten der Gemeinde für maßgebend zu erklären. Übrigens ist
festgestellt, daß der Weg auch von Feldhütern und Wachleuten, also von
Organen der Gemeinde immer begangen worden ist.

Nebensächlich und ebenso haltlos wie vorstehende Haupteinwendung sind
auch die übrigen Beschwerdepunkteder Revisionen.

2 Unter dem Gesichtspunkte des Revisionsgrundes nach 8 503, Z . 4,
Z . P . O ., macht die Revision der Nebenintervenicntin nur noch geltend, daß
der Rechtsbefitz an dem fraglichen Fußwege , dem sogenannten „Bergsteige",
durch wiederholte Verrammelung desselben seitens des Grundeigentümers
unterbrochen worden sei. Allein es ist s-stgestellt, daß der Vorbesitzer Karl
Gutmann  ssn . 1871 bis 1904 zwar sich bemüht hat , durch Auf¬
stellung verschiedener Hindernisse den „Weg abzubringen ", daß aber die
Passanten die Hindernisse teils sofort weggeräumt, teils nicht beachtet und
den Weg nach wie vor benützt haben und daß Gutmann  schließlich nach,
gegeben und den Weg sogar gesichert und in Stand gehalten, also in un¬
zweideutiger Weise den Weg anerkannt hat, dessen Grund unbestrittenermaßen
bis zum Jahre >868 sogar im Eigentum der Gemeinde Breitensee als eine
eigene Wegparzelle gestanden ist. Aus den Feststellungen ergibt sich also, daß
während der ganzen 30jährigen Ersitzungszeit der Rechtsbesitz überhaupt nie
unterbrochen war ; dem gegenüber auch noch eine „dauernde" Unterbrechung zu
negieren, war daher überflüssig.

In der Revision der beklagten Firma wird die rechtliche Beurteilung
noch in mehreren Punkten angefochten, worüber folgendes zu bemerken ist:

3 Der Vorteil der Gemeinde Wien (8 472 a. b. G. B.) liegt darin,
daß wie oben aä 1 dargetan, der Weg eine Wegabkürzung für die Verkehrs¬
richtung nach Westen biidet. .

4. Es ist festgestellt, daß der Weg mit dem Willen, ein seit unvordenk¬
lichen Zeiten bestehendes Recht auszuüben , begangen worden ist.

5 Aus den Feststellungen ergibt sich auch die Redlichkeit und Echtheit
des Besitzes. In elfterer Beziehung gibt die Revision zu, daß bei den Passanten
vielfach die Überzeugung bestand, ein Recht der , Gemeinde auszuüben , meint
aber, es sei unmöglich zu beweisen, daß diese Überzeugung bei allen bestand;
dabei übersieht aber die Revision, daß nach § 328 a. b. G. B. für die Red¬
lichkeit des Besitzes die Vermutung spricht und daß es also Sache der Be¬
klagten gewesen wäre, die Unredlichkeitder Befitzausübung zu beweisen. Von
einer heimlichen oder gewaltsamen Befitzausübung kann keine Rede sein, da der
Weg ganz öffentlich und ununterbrochen begangen wurde, gewaltsame
Störungen aber nur vom Vorbesitzer der Beklagten ausgegangen sind.

6 Bezüglich der 30jährigen Dauer des Besitzes liegt nur eine im Re¬
visionszuge unzulässig- Bestreitung der richterlichen Überzeugung vor. Dieser
Punkt ist damit endgültig erledigt worden, daß das Berufungsgericht der
Beweiswürdigung der ersten Instanz beigepflichtct hat.

7. Die Berufung auf 8 1500 a. b. G. B . muß ohne Erfolg bleiben,
weil der Inhaber der beklagten Firma nahe der betreffendenÖrtlichkeit wohnt,
der Weg aber nicht nur ein ausgetretener , sondern auch förmlich hergerichteter
ist so daß er bei einiger Aufmerksamkeitwahrgenommen werden mußte.

' Im Übrigen ist auf die zutreffenden Ausführungen des berufungsgericht¬
lichen Urteiles zu verweisen.

L . Unbegründet sind auch die geltend gemachten formellen Revisions¬
gründe.

I . Die Revision der Nebeninterveni-ntin nennt es eine Aktenwidrigkeit
(8 503 , Z. 3, Z . P . O .), wenn das Berufungsgericht behauptet, daß die Ge¬
meinde willens war , den Besitz auszuüben und daß der letztere nicht unter¬
brochen wurde ; letzterer Einwand bezieht sich aber auf eine (bereits oben er¬
örterte) Rechtsfrage und nicht auf einen Tatumstand und erstere Annahme des
Berufungsgerichtes findet ihre Stütze in dem Verhalten der Gemeindemitglieder,
welche in ihrer Gesamtheit eben die Gemeinde darstellen und in dem Ein¬
schreiten der Gemeindevertretung im Jahre 1910. Es ist kein Widerspruch iin
Urteile (8 477, Z. 9, 503. Z. 1 Z . P . O .), wenn das Berufungsgericht be¬
hauptet, daß der Besitz nicht dauernd und überhaupt nie unterbrochen wurde.

II.  Die Revision der Beklagten enthält „
1. Unter dem Gesichtspunkte des Revisionsgrundes nach 8 503,

Z. 3 Z . P . O ., nur die unzulässige Anfechtung der Oeweiswürdigung in
Ansehung des 30jährigen ununterbrochenen Besitzes und der Tatsache, daß der
Weg deutlich ausgetreten war . In beiden Richtungen liegen Zeugenaussagen
vor, deren Würdigung das Revisionsgericht nicht überprüfen kann.

2. Haltlos ist auch der Revisionsgrund nach 8 503, Z . 2 Z . P . O ., denn
es ist ganz gleichgültig, für die vorliegende Klage, ob der strittige Weg gerade
genau auf der altem ehemals der Gemeinde Breitensee eigentümlichen Weg¬
parzelle 382 verläuft, weil nicht das Eigentum des Grundes und Bodens
beansprucht wird und ebenso gleichgültig, ob für die weitere Entwicklung der
öffentlichenKommunikation in jenem Stadtteile der Weg von Bedeutung ist,
denn die Frage , ob der Weg ein öffentlicher sei, ist zufolge hierortigen
Beschlusses vom 28. Juni 1911, G.-Z . Rv . I 440/11/l , ausgeschaltct und auch
abgesehen von dieser Eigenschaft bildet der Weg ein Vermögensob,ekt der
Gemeinde.

3. Endlich kann auch:
s) von einem Widerspruche im Urteile und „ ,
b) einer Undeutlichkeit desselben keme Rede sem (8 503, Z . 1, 4/7 , Z . 9

ZPO)
weil aä b,'. wenn der Weg auch kein öffentlicher sein sollte worüber im
Rechtswege nicht abgesprochen wurde (zumal dieser Umstand keine Vorfrage
für den Bestand des Wegerechtes überhaupt ist), das Wegerecht überhaupt doch
noch gegenwärtig besteht und aä a) nicht abzusehen ist, daß über ein mit
Getreide bebautes Feld ein Weg nicht sollte aufrecht erhalten werden können,
wenn, wie feststehl, die Passanten die Frucht einfach niedergetreten haben.
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Die sachfiillige Beklagte hat nach ZK 41 und 50 Z . P . O . auch die Kosten
der Rcvisionsbeantwortung zu ersetzen.

Von dieser Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 6. Dezember
1911 , G .-Z . R . I , I081/11/I , werden die Parteien verständigt.

».
Giftstoffe.

(Arzneipräparate .)
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk

vom 21 . Dezember 1911 , M . B . A. VI , 41062/11:
Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk findet auf Grund der

gepflogenen Erhebungen der offenen Handelsgesellschaft „ Wilhelm Neuber * die
angesuchte Konzession zum Betriebe der Herstellung von Giften , der Zubereitung
von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , zum
Verkaufe von beiden insofern dies nicht ausschließlich den Apothekern Vor¬
behalten ist, sowie zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern , mit dem
Standorte VI ., Brückengaffe 1, im Sinne des K 15, Punkt 14 G .-O . zu
erteilen.

Bei Ausübung der vorstehenden Konzession sind die hinsichtlich des Ver¬
kehres mit Giften bestehenden Normen insbesondere die Ministerial -Berordnungen
vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Juli 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10,
sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu beobachten.

Diese Konzession wurde im h. ä . Gewerberegister unter der Zahl 1817/Konz,
eingetragen , für die Erwerbsteuerbemeffuug wurde die Kat .-Z . 17729/6 ver¬
geben , wegen Einleitung der Erwerbsteuerbemeffung hat sich W . N . unmittelbar
an die k. k. Steuer -Administration sür den VI ./VII . Bezirk in Wien zu wenden.

* »

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den II . Bezirk
vom 12. Jänner 1912 , M . B . A. II , 86359/11 , an die Firma
Fabrik chemischer und pharmazeutischer Präparate Dr . Franz
Stohr,  G . m. b. H ., z. h. Heinrich Grimm,  I ., Woll-
zeile 11:

Über die gepflogenen Erhebungen und die Rücklcgung der unter
G .-R .-Z . 3749/1 eingetragene Konzession des Franz Stohr  wird der
Firma Fabrik chemischer und pharmazeutischer Präparate Dr . Franz Stohr,
G . m . b. H ., im Sinne des K 15, Punkt 14 der Gewerbeordnung und unter
Berücksichtigung des K5 der Ministerial -Vcroi dnung vom 17 . September 1883,
R .-G -Bl . Nr . 152 , die Konzession zur fabriksmäßigen Herstellung von Giften
und Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und
Präparate behufs Abgabe im Großen an bezugsberechtigte Personen für den
Standort II ., Raimundgaffe 6, erteilt . Bei der Ausübung dieser Konzession
sind in jeder Beziehung die bestehenden gewerbepolizeilichen Vorschriften , sowie
die Bestimmungen der Ministerial -Berordnungen vom 21 . April 1816 , R .-G -Bl.
Nr . 60 , vom 3. Jänner 1886 , R .-G -Bl . Nr . 10 , vom 17 . September 1883,
R .-G .-Bl . Nr 152 und vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , genau zu
beobachten.

Diese Konzession wurde in das Gewerberegister unter Nr . 4I24/L , II,
und in den Steuerkataster unter K. Z . 38681/2 eingetragen . Als Stell¬
vertreter wird im Sinne des K 55 der Gewerbeordnung , Dr . Franz Stohr,
genehmigt.

* *

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes sür den IX . Bezirk
vom 18 . Jänner 1912 , M . B . A. IX , 34039/11:

Das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk hat mit Erlaß vom
18. Jänner 1912 , M . B . A. IX -34039/11 der offenen Handelsgesellschaft
E . G u n es ch L Komp , die Konzession zum Verkaufe zu arzneilicher Ver¬
wendung bestimmter Stoffe und Präparate mit dem Standorte i» Wien , IX .,
Universitätsstraße 4 , erteilt und die Bestellung des Herrn Alfred Hack¬
müller (geboren 1858 zu Kronstadt in Siebenbürgen , zuständig nach
Leobersdorf , Niederösterreich , katholisch, ledig , Llaxister pkarmacise , wohn¬
haft in Leobersdorf ) als verantwortlichen Geschäftsführers für diesen Betrieb
im Sinne des K 55 G .-O . genehmigt.

Diese Konzession wurde im hieramtlichcn Gewerbcregister unter der
Z . 2482/X eingetragen und für die Erwerbsteuerbemessung die Kat .-Z . 17288/9
vergeben.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
vom 24 . Jänner 1912 , M . B . A. VII , 26517/11 , an Leopold
Bai er , Alleininhaber der Firma Riedel L Soelch  Nach¬
folger . VII ., Westbahnstraße 54:

Das magistratische Bezirksamt für den VII . Bezirk erteilt Ihnen gemäß
K 15, Punkt 14 G .-O . die Konzession zum Verkaufe non Giften im Standorte
Wien , VII ., Westbahnstraße 54.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind die Ministerial -Berordnungen
vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl.
Nr . 10 , betreffend den Verkehr mit Giften genau zu beobachten.

Diese Konzession wurde unter Nummer 2044/L , M . B . A. VII , in das
G -Werberegister eingetragen und für die Besteuerung das Konto 20985/7
eröffnet.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
vom 3. Februar 1912 , M . B . A. VII , 37325/11 an Herrn
Dr . Oskar Hahn,  Alleininhaber der Firma „Vereinigte
elektrotechnische Fabriken Dr . Oskar Hahn ":

Das magistratische Bezirksamt für den VII . Bezirk erteilt Ihnen gemäß
K 15, Punkt 14 , der Gewerbeordnung die Konzession zum Verkauf von
Giften im Standorte VII ., Schottenfeldgaffe 65.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind die Vorschriften der Ministerial-
verordnung vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 und der Ministerial-
verordnung vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10, betreffend den Verkehr
mit Giften genau zu beobachten.

Diese Konzession wurde unter Nummer 2086/Ic , M . B . A. VII , in das
Gewerberegister eingetragen und für die Besteuerung der Konto 17813/7
eröffnet.

Unter einem wird die Bestellung des Herrn Erich MU l l e r als ver¬
antwortlichen Geschäftsführers gemäß K 55 Gewerbe -Ordnung genehmigt.

* *

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
vom 8 . Februar 1912 , M . B . A. I , 47345/11

Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk findet dem Herrn Anton
Hanke,  Drogist , I ., Wollzeile 25 , die Konzession zum Verkauf der zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht
ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, und zum Verschleiße von künstlichen
Mineralwässern im Standorte I ., Wollzeile 25 , im Grunde des 8 15 Punkt 14
und K 141 G .-O . zu erteilen.

4 .
Handwerksmäßigkeit der photographischen Porträt-

anfnahme.

Runderlaß der k. k. u.-ö. Statthalterei vom 28 . Dezember
1911 , Z . I a -3899 , M . Abt . XVII , 39/1912 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 8) :

Mit der im X 6 V . Stücke des Reichsgesetzblattes unter Nummer 226
er 1911 kundgemachten Ministerialverordnung hat der Handelsminister im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern auf Grund des K I , Absatz 4
der Gewerbeordnung das Gewerbe der photographischen Porträtaufnahme (die
gewerbemäßige Porträtphotographie ) als handwerksmäßiges Gewerbe be¬
zeichnet.

Über Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 12 . Dezember 1911,
Z . 40719 , werden die unterstehenden Gewerbebehörden auf diese Verordnung
aufmerksam gemacht und ihnen Nachstehendes eröffnet:

Nach dem Wortlaute der Verordnung ist von nun ab lediglich die
gewerbemäßige Porträtphotographie ein handwerksmäßiges Gewerbe , jede
andere Art der Ausübung des Photographengewerbes bleibt nach wie vor ein
freies Gewerbe . Ebenso unberührt von der Vorschrift dieser Verordnung bleiben
selbstredend neben der freien Kunst der Photographie (Art . V, lit . c, Kundm.
Patent zur Gew . Ordg .) insbesondere auch die Photographie als
Amateurbeschäsligung , die Photographie im Dienste von Kunst , Wissenschaft,
Technik und Heilpflege und selbst die gewerbemäßig ausgeübte Porträt¬
photographie dort , wo es sich um fabriksmäßig betriebene Unternehmungen oder
aber um das Porträtphotographieren als Teilphase im Komplexe der durch
8 37 der Gewerbeordnung gedeckten gesamtprodnktionellen Verrichtungen
handelt.
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Auf die von der Verordnung getroffene gewerbemäßige Porträt¬
photographie werden hingegen fortan alle auf die handwerksmäßigen Gewerbe
bezughabenden Vorschriften der Gewerbeordnung , beziehungsweise alle hiezu
erflosfenen Verordnungen uneingeschränkt Anwendung zu finden haben . Die
Bewerber um Liese Gewerbeberechtigung werden insbesondere den im 8 14
Gewerbeordnung vorgeschriebenen Befähigungsnachweis zu erbringen haben.
Bei der Handhabung der Vorschrift des 8 14 a IsA. eit ., beziehungsweise der
Ministerialverordnung vom 27 . Juli 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , wird zu be¬
achten sein , daß als gewerbliche Unterrichtsanstalt , deren Zeugnis an Stelle
des Nachweises der ordnungsmäßigen Beendigung des Lehrverhältnisses,
eventuell des Nachweises der ganzen oder teilweisen Verwendungsdauer als
Gehilfe im Gewerbe der Porträtphotographie treten kann , dermalen lediglich
die „ Sektion für Photographie und Reproduktionsverfahren " der k. k. graphischen
Lehr- und Versuchsanstalt in Wien in Betracht kommt.

5 .
Unpfändbarkeit von Grabsteinen belegter Gräber.

Einstellungs -Beschluß des k. k. Exekutionsgerichtes Wien,
Abteilung VI , vom 31 . Dezember 1911 , E . VI , 7245/3 er 11
(M . Abt . X , 178 ) :

Die in der Rechtssache der Laaser -Göflauer - und Sterzingcr Marmorwcrke
Eduard Hauser  wider A. T . wegen 210 X mit Beschluß des k. k. Bezirks¬
gerichtes Neubau vom 27 . November 1911 , G . Z . C II , 1109/11 , bewilligte
Exekution mittels Forderungspfändung wird infolge Antrages der betreibenden
Partei gemäß 8 39/6 E .-O . eingestellt und sind alle schon vollzogenen Exeku¬
tionsakte aufzuheben.

Begründung.

Übereinstimmend mit den Gründen der Entscheidung des obersten Gerichts¬
hofes vom 3. Jänner 1911 , R . I , 825/10 , hg . Akt E . VIII , 5312/10 und den
Gründen des E . des k. k. Landesgerichtes Wien , Z . R . S . vom 3 . November
1910 , R . XIII , 1033/10 , hält das Gericht die Pfändung eines auf einem
belegten Grabe errichteten Grabsteines für unzulässig , da einen derartigen Akt
nicht bloß Rücksichten der Pietät und der Achtung religiöser Empfindung
verbieten , sondern auch die durch die E .-O . nicht derogierte Vorschrift des
8 448 a . b. G . B . ausschließt.

Dieselben Gründe sprechen aber auch gegen die Pfändung des angeblich
der Verpflichteten wider die Friedhofsverwaltung zustehenden Ausfolgungs-
anspruches , da im Falle freiwilliger Leistung durch den Drittschuldner
8 327 E .-O . wieder an der Sache selbst, also an den Grabsteinen richterliches
Pfandrecht konstituiert würde , das , wie oben gezeigt , der sittlichen und Rechts¬
ordnung in gleicher Weise widerspricht.

«.
Beschleunigung der Jntimation von Entscheidungen
über Enthebungsgesuche der im Anslande sich auf¬

haltenden waffenübnngSpflichtigen Mannschaft.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Jänner

1912 , Z . 11-2088/5 , M . Abt . XVI , 465/12 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 13 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
2. Dezember 1911 , Nr . XIV -982 , auf Grund des mit dem k. u . k. Kriegs¬
ministerium gepflogenen Einvernehmen Folgendes eröffnet:

Die dem Ministerialerlasse vom 15. Mai l. I ., Departement XIV,
Nr . 509 (Statthaltereierlaß vom 1. Juni  1911 , Z . II -2088/4 *)
zugrunde liegenden Anordnungen bezwecken die Beschleunigung der Jntimation
von Entscheidungen über Enthebungsgesuche der im Auslande sich aushaltenden
waffenübungspflichtigen Mannschaft in den Fällen,  in welchen nach dem
Ministerialerlasse vom 27 . Jänner 1910 , Departement XIV , Nr . 1441
(Statthalter eierlaß vom 5 . Februar  19l0 , Z . II 520 **) die
Militär (Landwehr )pässe bei den k. u . k. Vertretungsbehörden zurückbehalten
worden und sohin bei Gesuchswillfahrung diese Pässe von den genannten Be¬
hörden zu klausulieren sind . Diese Voraussetzung ist in dem ersterwähnten Er¬
lasse auch zum Ausdrucke gelangt.

Auf Fälle , in denen ein derartiges Gesuch nicht bei einer Vertretungs¬
behörde eingebracht oder nicht an dieselbe zur Bestätigung nach 8 38 : 5, dritt¬
letzter Absatz , Wehrvorschriften II . Teil , übermittelt worden ist, findet der erst¬
erwähnte Erlaß keine Anwendung und hat sohin , zumal eine Verständigung
der Vertretungsbehörde in solchen Fällen nicht erforderlich ist, die Jntimation
der Entscheidung nach 8 6 : 2,  letzter Absatz, Wehrvorschriften III . Teil , durch
die politische Bezirksbehörde zu erfolgen.

*) Siehe Normalienblatt Nr . SS/19I1.
Liehe Normalienblatt Nr . 14/1910.

7 .
Enthebung , beziehungsweise Ernennung eines

Dampfkessel - Prüsnngs Kommissärs - Stellvertreters
im Anssichtsrayo » I Wien.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume
Österreich unter der Enns vom 12 . Jänner 1912 , Z . XVIII-
329 , L.-G .-Bl . Nr . 39:

Infolge eigenen Ansuchens wird der k. k. Ober -Baurat Otto Kunze
in Wien vom Amte eines Stellvertreters des k. k. Ober -Baurates I . K.
Trnovsk ^ in  dessen Eigenschaft als k. k. Dampflessel -Prüfungs -Kommissär für
den Ausstchtsrayon Wien I mit 31 . Jänner 1912 enthoben.

Gleichzeitig wird der k. k. Ingenieur des niederösterreichischen Staats-
baudienstes Ernst Keller  mit 1. Februar 1912 zum Stellvertreter des k. k.
Ober -Baurates I . K. Trnovsk / ernannt.

Dies wird unter Bezugnahme aus die Kundmachung vom 27 . März
1905 , Z . XIII -203 , L.-G .-Bl . Nr . 88 , zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

8 .

Berpflegstaxen in den öffentlichen Landes Heil - und
Humanitätsanstalten Salzburg sür das Jahr LS12.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . Jänner
1912 , Z . VI -56/6 (M . Abt . X , 504 ) :

Die k. k. Landesregierung in Salzburg hat mit Kundmachung vom
21 . Dezember 1911 , Z . 26707 , die Berpflegstaxen in den öffentlichen Landes-
Heil - und Humanitätsanstalten in Salzburg , und zwar für das St . Johannes-
Spital in Salzburg , für die Landes -Gebäranstalt in Salzburg und für die
Landes -Heilanstalt für Geistes - und Gemütskranke in Maxglan -Salzburg im
Einvernehmen mit dem Landes -Ausschusse auf die Dauer des Jahres 1912:

Für die I . Verpflegsklasse mit . 10 X,
„ H. „ . 6 X

„ HI - „ „ . 2 X 80 b
festgesetzt.

N.
Vorschrift betreffend die zeitliche Enthebung vom

Landstnrmdienste in Ungar ».
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Jänner

1912 , P . Z . 91 LI (M . Abt . XVI , 925/12 ) :
Mit der h. o. Verständigung vom 1. Februar 1895 , Z . 7289 , wurde

ein „ Auszug aus der Vorschrift , betreffend die zeitliche Enthebung vom Land¬
sturmdienste in Ungarn " übermittelt.

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . Dezember
1911 , Z . 6588 , hat nunmehr das königliche ungarische Ministerium für Landes¬
verteidigung die „ Vorschrift betreffend den Landsturm in den Ländern der
ungarischen Krone " (X— 44 ) außer Kraft gesetzt; an deren Stelle trat mit
28 . September 1910 das gleichbezeichnete Dienstbuch X — 44 „Dienstvorschrift,
betreffend den königlich ungarischen Landsturm " in Wirksamkeit . Da die
letzterwähnte Vorschrift auch den Vorgang bei der zeitlichen Enthebung vom
Landsturmdienste beinhaltet , wurde die „ Vorschrift , betreffend die zeitliche Ent-
Hebung vom Landsturmdienste " X —47 , mithin auch der eingangs erwähnte
„Auszug " außer Kraft gesetzt.

Ein Auszug aus der neuen „Dienstvorschrift , betreffend den königlich
ungarischen Landsturm ( 4 —44 ) I . Teil , VII . Abschnitt das Verfahren bei der
zeitlichen Enthebung vom Landsturmdienste ", ist unter der Bezeichnung
„zu X —44 " in deutscher Sprache bei der Pallas , Aktiengesellschaft sür Literatur
und Druckerei , Budapest 1910 erschienen.

Hievon geschieht die Mitteilung mit der Einladung , den eingangs
erwähnten „ Auszug " zu vernichten.

Die politischen Bezirksbehörden werden aufgesordert , durch eine ent¬
sprechende Verlautbarung auf die Beschaffbarkeit des in Rede stehenden „Aus¬
zuges aus der neuen Dienstvorschrift " aufmerksam zu machen.

1«.
Verkehrsordnung für die Rabengaffe im III . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 20 . Jänner
1912 , M . Abt . IV , 4568/11:

Auf Grund der 88 46 , Punkt 3 und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 (Wiener Wemeindestatut ) wird das Durch¬
fahren und Durchreiten der Rabengaffe im III . Bezirke verboten.
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Übertretungen dieses Verbotes werden auf Grund der ZK 100 und 101
des erwähnten Gesetzes mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
bestraft.

11 .
Feuer - und explosionssichere Lagerung von brenn¬

baren Flüssigkeiten.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Jänner

1912 , Z . B . III -26/2 (M . Abt . I V, 508 ) :
Im Nachhange zum h. o. Runderlasse vom 27 . Februar 1907,

Z . Ia -713 (siehe Amtsblatt Nr . 35 or 1907 „ Verordnungen rc. " IV - 10) wird
bemerkt , daß jedes den Grundsätzen der Technik entsprechende System der
feuer - und explosionssicheren Lagerung von brennbaren Flüssigkeiten zur Ge¬
nehmigung geeignet ist.

In Verfolgung des Gedankens , feuergefährliche Flüssigkeiten derart zu
lagern , daß die Bildung eines Gasluftgemisches , somit die Ursache einer sonst
zu gewärtigenden Brand - und Explosionskatastrophe vermieden wird , sind
bisher schon mehrere entsprechende Systeme entstanden , welche bedeutende
Fortschritte gegenüber der unversicherten Lagerung derartiger Flüssigkeiten
darstellen.

Es ist daher die Aufmerksamkeit aus die sich immer mehr einbürgernde
feuersichere Einlagerung feuergefährlicher Flüssigkeiten zu lenken , ohne aber
hiefür besondere Systeme namentlich anzuführen.

IS.
Auslands Korrespondenz in Ausübung der Vor¬

mundschafts -Geschäfte.
Erlaß des Magistrats - Direktors Karl Appel  vom

25 . Jänner , M . D . 385/12 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 14) :

Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Dezember 1911
Z . V . 5011 , an die Magistrats -Abteilung XII yat das k. k. Justizministerium
unterm 19 . Oktober 1911 , Z . 29019 , im Einverständnisse mit dem k. u . k.
Ministerium des Äußern und im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des
Innern den nachstehenden Erlaß an die k. k. Oberlandesgerichts -Präsidien
in Wien und Prag behufs Verständigung des Rechtsschutzamtes des n .-ö.
Landes -Zentral -Kinderheimes in Wien , bezw . der Rechtsschutzabteilung der königl.
böhmischen Landesfindclanstalt in Prag gerichtet:

„Das k. und k. Ministerium des Äußern hat zur Gprachc gebracht , daß
die Rechtsschutzämter von Waisen - und Findelanstalten öfters die Vermittlung
des k. u . k. Ministeriums des Äußern in Anspruch nehmen , damit durch die
zuständigen k. u k. Vertretungsbehörden Erkundigungen über Personen , die im
Auslande wohnen , eingeholt , solche Personen über die Anerkennung der Vater¬
schaft und die Leistung von Unterhaltsbeiträgen vernommen oder ihnen Zu¬
schriften zugestellt werden.

Derartige Ersuchen hat auch das Rechtsschutzamt des n -ö. Landes-
zmtral -Kinderheimes in Wien wiederholt an das k. u . k. Ministerium des
Äußern gerichtet.

Ein solches Ersuchsschreiben , das an die genannte Zentralstelle gelangt
ist und von dieser dem Justizministerium übersendet wurde,,,ist angeschlossen.

Da die Vermittlung des k. u . k. Ministeriums des Äußern nur unter
gewissen Voraussetzungen eintreten kann , das Rechtschutzamt aber voraus¬
sichtlich nicht selten in die Lage kommen wird , sich mit der Heranziehung eines
im Auslande wohnhaften unehelichen Vaters zur Unterhaltslcistung zu be¬
fassen , dürfte es für das Rechtsschutzamt von Belang sein zu wissen , welcher
Vorgang am zweckmäßigsten einzuschlagen sei, wenn das bezeichnet - Amt in
Ausübung der Vormundschaftsgeschäfte im Auslande Auskünfte einholen , Ver¬
nehmungen oder Zustellungen veranlassen will.

Auf Grund des Ergebnisses der in dieser Angelegenheit mit den be¬
teiligten Zentralstellen gepflogenen Verhandlungen ersucht nun das .Justiz-
ministerium im Einverständnisse mit dem k. u . k. Ministerium des Äußern
und im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern , das k. k.
Präsidium , dem Rechtsschutzamte des n .-ö. Landes -Zentral -Kinderheims folgende
Aufklärungen zukommen zu lassen:

1. Handelt es sich nur darum , Auskünfte über die Person , den Aufent¬
halt und die Bermögensverhältnisse eines im Auslande wohnhaften unehelichen
Vaters einzuziehen , so kann , gleichviel welcher Staatsangehörigkeit der gesuchte
sei, das k. u . k. Ministerium des Äußern ersucht werden , die erforderlichen
Erkundigungen auf vertrauliche Weise durch die k. u . k. Vertretungsbehörden
einziehen zu lassen.

2. Wünscht das Rechtsschutzamt , daß eine im Auslande wohnhafte Person
über die Anerkennung der Vaterschaft und die Leistung eines Unterhalts¬
beitrages durch eine k. u . k. Vertretungsbehörde vernommen werde , so kann
einem solchen Ersuchen nur entsprachen werden , wenn dies ohne Anwendung
von Zwangsmaßregeln möglich und die Person , die vernommen werden soll,
ein österreichischer Staatsangehöriger ist. Das Rechtsschutzamt wird daher in
solchen Fällen nicht nur aus die Staatsbürgerschaft des zu Vernehmenden

Bedacht zu nehmen , sondern auch in Rücksicht zu ziehen haben , ob der zu
Vernehmende bereit und in der Lage sein dürfte , vor der k. u . k. Bertrctungs-
behörde zu erscheinen . Da die Sprengel vieler k. u . k. Konsulate von großem
Gebietsumfange sind , wird stets zu erwägen sein, ob der betreffenden Person
die allenfalls sehr weite und kostspielige Reise zum Sitze der Vertretungs¬
behörde zugemutet werden kann.

Falls derartige Ersuchen um Vernehmung einer Person durch die k. u . k.
Vertretungsbehörden an das k. u . k. Ministerium des Äußern geleitet werden,
ist stets eine Bemerkung über die Staatsangehörigkeit des zu Vernehmenden
beizufügen.

3 . Soll ein Österreicher im Auslande vernommen werden , dessen Ver¬
nehmung durch die k. u . k. Vertrerungsbehörden aus irgend einem Grunde
nicht veranlaßt werden kann oder handelt es sich um die Vernehmung eines
Ausländers im Auslande , dann muß die Rechtshilfe des betreffenden Aus¬
landsstaates in Anspruch genommen werden . Da im allgemeinen die Behörden
fremder Staaten nur auf gerichtliche Ersuchen hin Rechtshilfe leisten, so wird
in solchen Fällen das Rechtschutzamt die Vermittlung des zuständigen Vor¬
mundschaftsgerichtes wegen Erlassung eines Rechtshilfeersuchens in Anspruch
zu nehmen haben.

4. Die vom Rechtsschutzamt in Aussicht genommene Zustellung von
Schriftstücken an im Auslande wohnhafte Personen , deren Adresse bekannt ist,
ist ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit des Empfängers in der Regel
im Wege der Post zu bewirken . Wenn es sich um die Zustellung von Schrift¬
stücken an einen österreichischen Staatsangehörigen handelt , kann ausnahmsweise
aus Zweckmäßigkeitsgründen auch die Vermittlung der zuständigen k. u . k.
Vertretungsbehörden in Anspruch genommen werden . Dieser Vorgang wird
namentlich zweckmäßig erscheinen , wenn das Ersuchen um Zustellung an das
Ersuchen um vorherige Ausforschung des Aufenthaltes des Empfängers geknüpft
ist. Wenn es sich um die Zustellung von Schriftstücken an einen Ausländer
handelt , und das Rechtschutzamt den Postweg vermeiden will , muß es sich ein
entsprechendes Rechtshilseersuchen des Vormundschaftsgerichtes nach P . 3 ver¬
anlassen Ein solches Ersuchen ist weiters ausnahmslos dann notwendig , wenn
eine Zwangszustellung vorzunehmen ist.

Anschließend an diesx Belehrung wolle das k. k. Präsidium das an das
k. u . k. Ministerium des Äußern gerichtete Ersuchschreiben des Rechtschutzamtes
diesem zurückstellen und ihm anheimgeben , wegen der im Schreiben gewünschten
Vernehmung gemäß P . 3 der Belehrung vorzugehen . "

Ich finde anzuordnen , daß der in dem vorstehenden Erlasse festgelegte
Vorgang auch vom Amte städtischer Berufsvormünder entsprechend anzu¬
wenden ist.

1».
Krankenverpflegskosten für in österreichischen
Spitälern verpflegte ungarische Dienstboten.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Jänner 1912

Z . VI . 203 (M . Abt . XVIII , 688/12 ) :
Anläßlich eines konkreten Falles hat das königliche ungarische Mini¬

sterium des Jnnern -mit der an den n .-ö. Landes -Ausschuß gerichteten Zu¬
schrift vom 30 . September 19 t 1, aä Z . 90296 VII o Nachstehendes mit¬
geteilt :

Wenn die österreichischen Behörden den Dienstgeber nicht verpflichten , die
Verpslegskosten für die in österreichischen Spitälern verpflegten ungarischen
Dienstboten zu bezahlen , wird der ungarische Landes -Krankenverpflegsfonds,
beziehungsweise der ungarische Staatsschatz die seitens der Zahlungspflichtigen
Anverwandten der verpflegten Person uneinbringlichen Verpslegskosten bezahlen.

14 .
Verzeichnis der Gift -Verschleißer.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27 . Jänner 1912,
Z . 8 -142 (M . Abt . X, 939/12 ) :

Zufolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom 12 . Jänner 1912,
Z . 1131 , ist das im H 1 der Ministerial -Berordnung vom 2 . Jänner 1886,
R .-G .-Bl . Nr . 10 , erwähnte Verzeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung
in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern zum Absätze von
Giften berechtigten Gewerbsleute nach dem Stande vom 31 . Öktober 1911 im
Berlage der k. k. Hof - und Staatsdruckerei erschienen.

Der Bezugspreis dieses Verzeichnisses dürste , wie im Vorjahre , 80 ü
betragen.

Die Unterbehörden werden angewiesen ^ unter Berufung auf die Be¬
stimmungen des Z 1 , Absatz 3 , der zitierten Ministerial -Berordnung die Ver¬
anlassung zu treffen , daß jeder zum Absatz von Giften berechtigte Gewerbe¬
treibende mit dem neuen Verzeichnisse versehen sei.
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II. NormativbestiminunAen.
Hemeindei al:

is
Regelung der Bezüge der Beamten , Unterbeamten

und Diener des Lagerhauses der Stadt Wien.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom

16. Jänner 1912, M . Abt. IX , 6321 ex 1911 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 9) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 12. Jänner 1912 zur
Pr . Z . 18 er 1912 nachfolgenden Beschluß gefaßt:

1. An Stelle des bisherigen Gehaltsklassen-Schemas für die Beamten,
Unterbeamten und Diener des Lagerhauses der Stadt Wien tritt folgendes

2. Das vorstehende Bezugsschema findet rückwirkend vom I . Mai 1911 an
nur auf jene Angestellten Anwendung , die am Tage dieses Gemeinderats-
beschlufsessich noch im aktiven Dienste befinden.

3. Diese erhöhten Bezüge gebühren nur jenen Angestellten, welche den
mit Gemeinderatsbeschluß vom 19. Dezember 1911, Pr . Z . 18744, festgesetzten
Abänderungen der Pensionsvorschriften und der Dienstpragmatik zustimmen.

Als diese Zustimmungserklärung gilt die Annahme des für 1911 auf
Grund des vorstehenden Bezugsschemas zur Ausbezahlung gelangenden Be¬
zugsnachtrages.

4. Das sich nach diesen Bestimmungen für das Jahr 1911 mit ungefähr
7000 X und für das Jahr 1912 mit ungefähr 12.300 X ergebende Mehr¬
erfordernis wird auf das Betriebsergebnis pro 1912 verwiesen.

5. Der gemäß Z 22 a der mit dem Gemeinderatsbeschlussevom 19. De¬
zember 1911, Pr . Z . 18744, abgeänderten Pensionsvorschrift zu entrichtende
Jahresbeitrag für Zwecke der Witwenpensionen und Erziehungsbeiträge wird
für die Beamten der I . Gehaltsklasse und der II . Gchaltsklafse, 4. bis 7. Ge¬
haltsstufe mit IX des Aktivitätsgehaltes und Quartiergeldes , für die übrigen
Beamten der II . und für die Beamten der III . und IV. Gehaltsklasse mit
einem prX dieser Bezüge bemessen, welch letzterer Beitrag jedoch vom Ge¬
meinderate ebenfalls aus 1 ^ erhöht werden kann.

1«.
Regelung der Bezüge des Personales des Fourage-
dienstes des Marktamtes am Zentral Biehmarkte.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 16. Jänner
1912, M . .Abt. IX 6323/11 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 10) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 5. Jänner 1912 zur
P . Z . 20059 nachfolgenden Beschluß gefaßt:

Das Bezugsschema des Personales des Fouragedienstes des Marktamtes
auf dem Zentralviehmarkte, festgestellt mit den Gemeinderatsbeschlüssen vom
19. Jänner 1909, P . Z . 17189 ex 1908 und vom 23. Juni 1911, P . Z . 9799,
wird rückwirkend vom 1. Mai 1911 an auf die zur Zeit der Genehmigung noch
im aktiven Dienste stehenden Angestellten in folgender Weise geändert:

1. Der Gehalt der Magazineure beträgt monatlich 275 X. 300 X und
325 X (bisher 250, 275 und 300 X), der der Kanzlisten 200 X und 220 X
(bisher 180 X und 200 X).

2. Das Quartiergeld der Magazineure beträgt jährlich 1200 X (bisher
1140 X), das der Kanzlisten höherer Gehaltsstufe 1000 X (bisher 900 X).

3. Diese erhöhten Bezüge gebühren nur jenen Angestellten, welche den
mit Gemeinderatsbeschluß vom 19. Dezember 1911, P . Z . 18744, festgesetzten
Abänderungen der Penstonsvorschriften und der Dienstpragmatik zustimmen.
Als diese Zustimmungserklärung gilt die Annahme des für 1911 auf Grund
des vorstehenden Bezugsschemas zur Ausbezahlung gelangenden Bczugs-
nachtrages.

4. Das aus diesen Bezugserhöhungen sich ergebende Mehrerfordernis
von ungefähr 900 X pro 1911 und von ungefähr 1300 X pro 1912 wird
auf die Betriebsergebnisse verwiesen.

5. Der gemäß Z 22 a der mit dem Gemeinderatsbeschlusse vom 19. De¬
zember 1911, P . Z . 18744, abgeänderten Pensionsvorschrist zu entrichtende
Jahresbeitrag für Zwecke der Witwenpensionen und Erziehungsbeiträge wird
mit einem VrX des Aktivitätsgehaltes und Quartiergeldes bemessen, welcher
Beitrag jedoch vom Gemeinderate auf IX erhöht werden kann.

17 .
Regelung des Hausaufsichtsdienstes im Schlacht¬

hause St . Marx.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 20. Jänner

1912, M . Abt. IX, 2492 ex 1911 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 12) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 24. November 1911 zur
P . Z. 17209 nachstehenden Beschluß gefaßt:

Für den Hausaufsichtsdienst im Schlachthause zu St . Marx treten unter
Aufhebung der bisherigen Systemisierungsbefiimmungen folgende Bestimmungen
in Kraft:

1. Für den Hausaussichtsdienstim Schlachthause St . Marx wird die Stelle
eines Hausaufsichtsdieners systemisiert.

2. Bewerber um diese Stelle haben auszuweisen:
a) eine kräftige und gesunde Körperbeschaffenheit;
d) eine ausreichende Fertigkeit im Lesen, Schreiben und Rechnen;
e) die Erlernung und Ausübung eines Baugewerbes.

3. Die Aufnahme erfolgt zunächst provisorisch gegen vierzehntägige
Kündigung . Der provisorischeHausaufsichlsdiener bezieht einen Taglohn von
3 X. Nach dreijähriger vollkommen zufriedenstellender Dienstleistung als pro¬
visorischer Hausaufstchtsdiener kann die definitive Anstellung in der II . Diener-
bezugsklasse erfolgen. In diese provisorische Dienstzeit kann aus rücksichts¬
würdigen Gründen die in einem anderen ähnlichen Gemeindedienste zugebrachte
Dienstzeit eingerechnetwerden.

Der definitiv angestellte Hausaufstchtsdiener II . Bezugsklaffe hat Anspruch
auf Beförderung in die I . Dienerbezugsklasse nach den Bestimmungen über
die Zeitbeförderung für städtische Angestellte mit der Maßgabe, daß die Zeit¬
beförderungsfrist nur 12 Jahre beträgt.
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4 . Die Aufnahme und die Kündigung des provisorischen Hausaufsichts¬
dieners erfolgt durch den Magistrat , die definitive Anstellung und die Be¬
förderung durch den Stadtrat.

Der Hausaufsichtsdiener ist dem Stadtbauamte unmittelbar unterstellt.
5 . Der Hausaufsichtsdiener hat Anspruch auf Montur , Stiefelpauschale

und Kostgeld nach den für die Schlachthausdiener bestehenden Vorschriften.
6 . Dem Hausaufsichtsdiener wird im Schlachthause eine Naturalwohnung,

und zwar für die Dauer der Provisorischen Bestellung unentgeltlich , vom Zeit¬
punkte der definitiven Anstellung in der Dienerbezugsklasse an gegen Einstellung
des Quartiergeldes nach den für die in Bezugsklassen eingeteilten Schlacht¬
hausdiener bestehenden Normen angewiesen . In jedem Falle bezieht er ein
Beheizungspauschale von jährlich 63 L.

7 . Der Hausaufsichtsdienst ist nach dem hiefür bestehenden Dienstunter¬
richte zu besorgen.

51Mrat:
18 .

Fourage - Kommission . Berechtigung z» Kauf¬
abschlüsse » .

Der Stadtrat hat unterm 20 . September 1911 zur
P . Z . 14400 , M . Abt . 3786/11 , den nachstehenden Beschluß
gefaßt:

Mit Rücksicht auf die Notwendigkeit eines raschen , die Konjunkturen
ausnützenden Einkaufes der für die städtischen Betriebe in der Zeit voin
1. Oktober 1911 bis 30 . September 1912 erforderlichen Fourage wird die
Fourage -Kommission ermächtigt , den Einkauf selbständig vorzunehmen.

Über jeden erfolgten Ankauf , beziehungsweise Abschluß ist dem Stadtrate
zur Kenntnisnahme Bericht zu erstatten.

Magistrat:
IS.

Befunde über Feuerlöschbehelfe.
Erlaß des Bürgermeisters Dr . Josef Ne um a y er vom

20 . Jänner 1912 , P . Z . 832 (M . Abt . IV , 100 ) :
Der Magistrat wird angewiesen , in Hinkunft aus Aulaß der durch das

Kommando der städtischen Feuerwehr durchgeführten Erprobungen von Feuer¬
löschapparaten , von Löschmitteln und anderen Feuerlöschbehelfen , sowie von
Feuerschutzmitteln keinerlei Gutachten über die Anwendbarkeit und die Zweck¬
mäßigkeit dieser Gegenstände an die betreffenden Parteien (Erzeuger , Ver¬
schleißer ) hinauszugeben , sondern sich bei solchen Erprobungen lediglich auf die
Beschreibung des Gegenstandes , der vorgenommenen Versuche und ihres Er¬
gebnisses zu beschränken . Eine Abschrift der über die Erprobung aufgenommenen
Aufnahmeschrift kann der Partei ausgefolgt werden.

2«.
Strafamtshandlungen wegen Staudhaltens der

Wanderhändler.
Erlaß des Bürgermeisters Dr . Josef Neu mayer  an

sämtliche magistratische Bezirksämter vom 8. Februar 1912,
M . Abt . IV , 68/12:

Um eine nachdrücklichere und schnellere Durchführung der Magistrats-
Kundmachung vom 28 . Mai 1910 , M . Abt . IV , 4331/09 (Verbot des Stand¬
haltens ) vorzunehmenden Strafamtshandlungen zu erzielen , verfüge ich in teil¬
weiser Abänderung der mit dem Erlasse der Magistrats -Direktion vom
10. Februar 1893 , Z . 204 , kundgemachten Verfügung des Bürgermeisters,
daß derartige Strafamtshandlungen nicht mehr von jenem magistratischen
Bezirksamte , in dessen Amtsbereiche der die Kundmachung Übertretende wohnt,
sondern von jenem Bezirksamte durchzufllhren sind , in dessen Sprengel diese
Übertretung begangen wurde.

21 .
Revision der Trödlergewerbe.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel vom 27 . Jänner
1912 , M . D . 392 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 15) :

Auf Grund des Ergebnisses der in der Bezirksamtsleiter -Konferenz vom
22 . September 1911 gepflogenen Beratung finde ich mit Genehmigung des
Herrn Bürgermeisters hinsichtlich der gemäß Z 3 der Ministerialverordnung
vom 2. Mai 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 69 , in den Geschäftslokalen der Trödler
vorzunehmenden Periodischen Revisionen Folgendes anzuordnen:

1. Die Revision der Trödlergewerbe ist alljährlich mindestens einmal von
den magistratischen Bezirksämtern durch Organe der Marktamts -Abteilungen
vorzunehmen.

2 . Von der Vornahme dieser Revisionen ist das betreffende Bezirks-
Polizei -Kommissariat und falls es sich um solche Trödlergeschäfte handelt , in
welchen den Punzierungsvorschriften unterliegende Gegenstände voraussichtlich
geführt werden , auch das k. k. Hauptpunzierungsamt behufs eventueller Ent¬
sendung eines Vertreters rechtzeitig zu verständigen.

3 . Eine Beiziehung von Vertretern der Genossenschaft der Trödler Wiens
zu den Periodischen Revisionen hat nur dann zu erfolgen , wenn die Behörde
eine solche unter gegebenen Umständen für geboten hält.

4 . Die Revisionen sind nach Tunlichkeit vor 6 Uhr abends abzuhalten
5 . Über die Revision der einzelnen Trödlergeschäfte ist auch bei negativem

Ergebnisse unter Verwendung der eigens hiefür angelegten Drucksorte ein
Bericht an das magistratische Bezirksamt zu erstatten . Das bezügliche Formulare
ist von der M . Abt . XVII anzulegen.

22 .
Teilung der Magistrats Abteilungen «nd
X -VIII . — Änderung der Geschäftseinteilung des

Magistrates.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl App el am 30 . Jänner

1912 , M . D . 1827 sx 1910 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 17) :

Der Herr Bürgermeister hat mit der Entschließung vom 15. Jänner 1912,
Pr . Z . 420 , die nachfolgenden Versügungen getroffen:

„Aus den Agenden der Magistrats -Abteilung XVII , beziehungsweise der
Magistrats -Abteilung XVIII werden alle gewerblichen Angelegenheiten des
Fuhrwerkswesens , der Platzdiener , Privatagenten , Dienst - und Stellenvermittler,
sowie Pfandleiher , beziehungsweise alle gewerbegenossenschaftlichen Agenden aus¬
geschieden und zwei neu zu errichtende Magistrats -Abteilungen , welche die
Nummern XVII a und XVII b zu führen haben , zugewiesen.

Die Leitung der Magistrats -Abteilung XVII verhleibt auch nach der
Teilung dem Herrn Magistratsrate Langth  a l e r , jene der Magistrats - Ab¬
teilung XVIII dem Herrn Magistratsrate Bednar.

Hinsichtlich der Ausübung der unmittelbaren Dienstaufsicht über die
Magistrats -Abteilungen XVII und XVIII ändert sich nichts . Die beiden neuen
Magistrats -Abteilungen werden der Geschäftsgruppe 0 , deren Leitung gegen¬
wärtig dem Herrn Obcr -Magistratsratc Asperger  zukommt , zugewiesen.

Der Zeitpunkt der Ausscheidung der vorangeführten Agenden aus dem
Wirkungskreise der Magistrats -Abteilungen XVII und XVIII und somit der Be¬
ginn der Wirksamkeit der beiden neuen Abteilungen wird später bekannt ge¬
geben werden ; die Vorstände der beiden neuen Abteilungen werde ich im
gegebenen Zeitpunkte bestellen.

Die Magistrats -Abteilungen XVII und XVIII behalten auch nach der
Teilung ihren gegenwärtigen Sitz im städtischen Gebäude VIII ., Schmid-
gasse 11, beziehungsweise in dem Neuen Rathause hei ; die beiden neuen Magistrats-
Abteilungen sind im erstbezeichneten Gebäude unterzubringen . Für diese Ünter-
bringung ist ehestens Vorsorge zu treffen.

Einlaufstelle und Kanzleiabteilung werden den beiden Magistrats-
Abteilungen XVII und XVII a gemeinsam sein, hingegen wird die Magistrats-
Abteilung XVII b ihre eigene Einlaufstelle und ihre eigene Kanzleiabteilung
zu erhalten haben.

Selbstverständlich werden jedoch auch die Geschäftsstücke der Magistrats-
Abteilungen XVII und XVII a abgesondert zu protokollieren , zu indizieren und
zu registrieren sein.

Die Geschäftseinteilung der Magistrats -Abteilungen XVII , XVII a , XVII t>
und XVIII wird in nachfolgender Weise festgesetzt:

Magistrats -Abteilung XVII.

Gewerbe -Angelegenheiten
(mit Ausschluß jener des Fuhrwerkswesens , der Platzdiener , Privatagenten,

Dienst - und Stellenvermittler und Pfandleiher ).

Gewerbe - Angelegenheiten  von allgemeiner oder grundsätzlicher
Bedeutung (soferne sie nicht die in der Magistrats -Abteilung XVII s. zuge¬
wiesenen Gewerbsgruppen betreffen ).

Gewerbliche Angelegenheiten (mit Ausnahme der Straf¬
amtshandlungen ) hinsichtlich

a) der in - und ausländischen Aktiengesellschaften , Erwerbs - und Wirtschafts-
genossenschasten , Gesellschaften m . b. H . (mit einem Stammkapital mit
mehr als 1,000 .000 L ), ferner der sonstigen zu öffentlicher Rechnungs¬
legung verpflichteten Unternehmungen (soferne sie nicht hinsichtlich der
Gewerbsart der Magistrats -Abteilung XVII a zugewiesen sind) ;

i>) der Rauchfangkehrer;
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e) der verkäuflichen (zessionarische , kammergUtische ) und radizierten Gewerbe
(mit Ausnahme der Realapotheken ) .
Gewerbekonzessionen,  deren Verleihung der Landesbehörde Vor¬

behalten ist und wobei die Lokalverhiiltnifse zu beachten sind ; Vortrag im
II . Senate und Berichterstattungan die Statthalterei (ausgenommen die der
Magistrats -Abteilung LVII a speziell zugewiesenen Gewerbekonzessionen ).

Verleihung neuer Gast - und Schankgewerbekonzessionen
und wesentliche Erweiterungen solcher, Vortrag im II . Senate.

Übertragung von konzessionierten Gewerben  von
einem Gemeindebezirke in einen anderen , wenn bei deren Verleihung der Lokal-
bedars oder die Lokalverhältmsse in Betracht zu ziehen sind und bezüglich der
Bewilligung widersprechende Äußerungen vorliegen , Vortrag im II . « enatc.

Betriebsanlagen,  wenn sie strittig sind oder die Interessen der
Gemeinde berühren , Vortrag im II . Senate.

Hausierwesen und Wandergewerbe  im allgemeinen,
Führung der Generalevidenz über Abstrafungen und Ausschließungen vom
Hausierhandel.

Führung eines Zentralgewerbe st raskata st er s.
Gewerbeausschließungsgründe (W 5 und 6 G .-O .) , Aus¬

kunftserteilung an auswärtige Behörden.
Lehr - und Arbeitszeugnisse , Arbeitsbücher,  Gemeinde¬

behördliche Bestätigung , beziehungsweise ortspolizeiliche Beglaubigung (W 14,
80 ä , 81 und 104 G .-O .), wenn der Bewerber nicht in Wien wohnt.

Ausstellung von Zeugnissen  zur Feststellung des Gerichts¬
standes (Ministerialverordnung vom 3. Dezember 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 280 ).

Legitimationen  nach Z 60 , Absatz 5 G .-O ., Generalevidenz über die
Ausstellung derselben.

Gewerbeförderung.
Auszeichnungen,  gewerbliche.
Vorlage der Berichte über Streiks und Aussperrungen,

die sich über mehrere Bezirke ausdehnen.
Zurücknahme , beziehungsweise Entziehung von

Gewerbeberechtigungen,  Entziehung des Rechtes , Lehrlinge oder
jugendliche Hilfsarbeiter zu halten , Vortrag im II . Senate.

Beirat der Gewerbehörde I . Instanz,  Anberaumung der
Sitzungen desselben , Vertretung der Gewerbebehörde in denselben , Besorgung
der Funktion einer Sammelstelle der Beiratsgeschäftsstücke.

Magistrats -Abteilung XVII a.
Gewerbe - Angelegenheiten

(hinsichtlich des Fuhrwerkswesens , der Platzdiener , Privatagenten , Dienst - und
Stellenvermittler und Pfandleiher ).

Allgemeine und individuelle gewerbliche Ange¬
legenheiten (mit Ausnahme der Strasamtshandlungen ) hinsichtlich der
Unternehmungen periodischer Personentransporte , Fiaker , Einspänner , öffentlicher
Automobillohnwagen , Schiffer , Platzdiener (bei diesen einschließlich der Stras¬
amtshandlungen wegen Übertretung der Betriebsordnung ) , der Unternehmungen
zum Anbielcn persönlicher Dienste an nicht öffentlichen Orten und der Pfand¬
leiher (bei letzteren einschließlich der gewerbepolizeilichen Strafamtshandlungen

Gewerbliche Angelegenheiten von allgemeiner und
grundsätzlicher Bedeutung hinsichtlich des freien Lohn¬
fuhrwerkes.

Privatgeschäftsvermittlungen,  Bortrag im II . Senate und
Bericht an die politische Landesbehörde , betreffend Konzcssionsverlcihungen
oder Konzessionsübertragungen von einem Bezirke in einen anderen.

Gewerbekonzessionsverleihungen und Übertragung
von einem Bezirk in einen anderen , Vortrag im II . Senate und Bericht an
die politische Landesbehörde hinsichtlich der

Dienst - und Stellenvermittler,
Privatdetektivinstitute,
Reisebureaus,
Jnformationsbureaus,
Telegraphenagenturen.

Magistrats -Abteilung XVII d.
Genossenschafts - Angelegenheiten.

Alle die Gewerbegenossenschaften  betreffenden Angelegen¬
heiten mit Ausnahme der Agenden , betreffend die Gehilfen (Hilfsarbeiter -)
und Lehrlingskrankenkaffen.

Magistrats -Abteilung XVIII.
Versicherung ? - Angelegenheiten.

Krankenversicherung der Arbeiter,  Handhabung der Gesetze
bei Fragen allgemeiner Natur ; Ausübung des behördlichen Aufsichtsrcchtes über
die im 8 II des Gesetzes vom 30 . März 1888 , R .-G .-Bl . Nr . 33 , bezeichneten
Krankenkassen ; Befreiung von der Versicherungspflicht ; Anzeigen der Kranken¬
kassen über den Austritt von Mitgliedern ; Beeidigung der Beamten der
Bezirkskrankenkassen ; Strafamtshandlungen gegen Funktionäre der Kranken¬
kaffen nach dem Krankenversicherungsgesetze und der Gewerbeordnung.

Arbeiter - Unfallversicherung,  Handhabung der Gesetze bei
Fragen allgemeiner Natur.

Registrierte Hilfskassen,  Angelegenheiten allgemeiner Natur.
Pensionsversicherung der Angestellten;  Angelegenheiten

von grundsätzlicher Bedeutung.

Kranken - und Unsallfürsorge  für städtische Bedienstete und
Arbeiter.

Berpflegskosten,  Angelegenheiten von allgemeiner und grund¬
sätzlicher Bedeutung.

Wiener städtische Dienstbotenkrankenkasja,  Agenden
allgemeiner Natur.

Personal - Angelegenheiten  der städtischen Revisoren für
Kranken - und Unfallversicherung . "

Hievon ergeht mit dem Beifügen die Mitteilung , daß die Durchführung
der Teilung erst mit Ende des ersten Halbjahres 1912 nach Schaffung der
notwendigen Amtsräumlichkeiten erfolgen und zeitgerecht bekannt gegeben
werden wird . Bis zur Teilung bleibt selbstverständlich die bisherige Geschästs-
einteilung aufrecht.

SS.
Pferdeeinkaufs -Kommission.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 8. Februar
1912, M . D . 637 (Normalicnblatt des Magistrates Nr . 16) :

Im Hinblicke auf die Bestellung des bisherigen Vorstandes der Magistrats-
Abteilung VI Herrn Magistratsrates Dr . Mang  zum Leiter des magistratischen
Bezirksamtes für den XVII . Bezirk hat sich der Herr Bürgermeister mit der
Verfügung vom 7. Februar 1912 , M . D . 637 , bestimmt gefunden , dein
Herrn Magistratsrate Dr . Sendetzky  als derzeitigen Vorstand der
Magistrats -Abteilung VI , insolange er als Vorstand der bezeichneten Magistrats-
Abteilung fungiert , auch die Leitung der Pferdeeinkaufs -Kommission und das
Referat über den Pferdeankauf und die Pferdeverwertung zu übertragen.

Die städtischen Betriebe und Unternehmungen haben daher künftig den
Pferdebedarf und die Notwendigkeit von Pferdeausmusterungen dem Herrn
Magistratsrate Dr . Sendetzky  bekanntzugeben.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

ISIS  publizierten Gesetze und « erordnnngen.
X. Reichsgcsehblatt.

Nr . 4 . Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Eisenbahmmimsterium vom
18 . Dezember 1911 , betreffend den Umtausch altartiger Frachtbriefe
für den inländischen Eisenbahnfrachtverkehr mit ausgedrucklen Stempelzeichen
gegen neuartige Frachtbriefblankette.

Nr . 5 . Kaiserliches Patent vom 4. Jänner 1912,
betreffend die Einberufung der Landtage von Dalmatien , Galizien , Salzburg,
Steiermark , Kärnten , Tirol , Görz und Gradisca , Vorarlberg und Triest.

Nr . V. Kundmachung des Finanzministeriums vom
22 . November 1911 , betreffend die Auflassung des Hauptzollamtes
II . Klaffe in Sereth (Bukowina ) und Ermächtigung des Nebenzollamtes
I . Klaffe in Synoutz zur Pflanzenabfertigung.

Nr . 7 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
20 . Dezember 1911 , betreffend die zur Abstempelung von Spiel¬
karten berufenen Stellen.

Nr . 8 . Verordnung des Finanzministeriums vom
28 . Dezember 1911 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-
Einzahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Kaaden in Böhmen.

Nr . s . Kundmachung des Finanzministeriums vom
31 . Dezember 1911 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes II . Klaffe Mamma d' Avio (Tirol ) in eine Zollexpositur.

Nr . IS . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 6. Jänner 1912 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
königlich ungarischen Hauptzollamtes Budapest in den Lagerhäusern der
Marosväsvärhclher Sparkassa , A .-G.

Nr . II . Verordnung des Ministeriums für öffent¬
liche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Eisenbahn¬
ministerium vom 9 . Jänner 1912 , betreffend die Änderung der
Bestimmungen über die Erprobung von Lokomotivkefseln.
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Nr . L8. Verordnung des Finanzministeriums
vom 22 . Dezember 1911 , betreffend die Gewährung von Ge-
bührenbefreiungen siir das Verfahren zur Neuregulierung und Ablösung von
Holz - , Weide - und Forstprodukten -Bezugsrechten , sowie zur Sicherung der
Rechte der Eingeforstelen in Niederösterreich.

Nr . LS. Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
und dem Eisenbahnministerium vom 12. Jänner 1912,
betreffend die GlcichhaUung der Beschäftigung in den Eisenbahuwerlstätten bei
solchen Verrichtungen , die an sich den Gegenstand handwerksmäßiger Gewerbe
ausmachen , mit der Verwendung als Gehilfe in gleichartigen Gewerbebetrieben
und die Ausstellung der erforderlichen Zeugnisse.

Nr . L4 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12. Jänner 1912 , belassend die Ermächtigung des Ncbenzoll-
amtes I . Klasse in Mittelsteine zur Ausfuhrbeamtshandlung von Bier.

Nr . LS. Konsular-Vertrag vom 30 . März 1911
zwischen Österreich -Ungarn und dem Königreiche Serbien.

Nr . Lv. Rechtshilse -Vertrag vom 30 . März 1911
zwischen Österreich -Ungarn und dem Königreiche Serbien.

Nr . 17 . Staats -Vertrag vom 30. März 1911
zwischen Österreich -Ungarn und dem Königreiche Serbien über die Verlassen-
schaften , die Vormundschaft und Pflegschaft sowie über die Beglaubigung von
Urkunden und über Zivilstandesakle (Berlaffenschafts -Vertrag ).

Nr . L8. Auslieserungs -Vertrag vom 30. Mürz
1911 zwischen Österreich -Ungarn und dem Königreiche Serbien.

Nr . LS. Verordnung des Finanzministeriums
und des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem k. k. Obersten Rechnungshöfe vom 9. Jänner
1912 , betreffend die Auszahlung der beim Rechnungs -Departement der
Finanz -Landes -Direktion in Prag in Vorschreibung stehenden Ruhe - und Ver¬
sorgungsgenüsse im Wege der Postsparkassa.

Nr . 80 . Verordnung des Ministers des Innern
vom 18. Jänner 1912 , betreffend die Standesvertrctungder kon¬
ditionierenden Pharmazeuten im Bereiche des Apotheker -Hauptgremiums in
Prag.

Nr . 81 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 27 . Jänner 1912 , betreffend die Abänderung
der mit Verordnung des Ministeriums des Innern vom 21 . Dezember 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 236 , in Kraft getretenen „Dritten Ausgabe der Arzneitaxe zu
der österreichischen Pharmakopöe kä . VIII ."

Nr . 88 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 30. Dezember 1911 , betreffend
die Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Aussig zur Abfertigung glatter
Seidenwaren.

Nr . 88 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 5. Jänner 1912 , betreffend
die Abänderung einiger Bestimmungen des mit der Verordnung vom
27 . November 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 215 , erlassenen Regulativs über die
Verkehrserleichterungcn für Dampfer , welche periodische Fahrten zwischen
Häfen des Vertragszollgebietes der beiden Staaten der österreichisch-ungarischen
Monarchie unternehmen.

Nr . 84 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 23 . Jänner
1912 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Erläuterungen
zum Zolltarife vom 13 Februar 1906 , sowie des mit der Verordnung vom
27 . Mai 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 100 , hinausgegebenen Verzeichnisses über den
durchschnittlichen Handelswerl der wichtigsten , der Wertverzollung nach
Nr . 622 unterliegenden chemischen Hilfsstoffe und Produkte.

Nr . 83 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit oem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 18. Jänner 1912 , betreffend die Bezeichnung
der Landes -Blindenanstalt in Klagenfurt als einer solchen Anstalt , deren
Zeugnisse über den mit Erfolg zurückgelegten Besuch der an derselben bestehenden
Abteilung für Bürstenbinderei den Nachweis über die ordnungsmäßige Be¬
endigung des Lehrverhältnisses , beziehungsweise den Nachweis über die vor¬
geschriebene Verwendungsdauer als Gehilfe in einem handwerksmäßigen Gewerbe
ganz oder zum Teil ersetzen.

Nr . 80 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 31. Jänner 1912 , betreffend die Schließung der Sommer¬
expositur des Hauptzollamtes Trautmau in Freiheit -Johannisbad.

Nr . 27 . Verordnung des Finanzministeriums
Nom 7. Fedruar 1912 , betreffend dem Beginn der AmtZwirksamkeit
des Bezirksgerichtes in Kralup a . M.

Nr . 88 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium vom 9. Februar 1912 , mit welcher ein
neues Statut des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds für Kleinwohnungen ver¬
lautbart wird.

Nr . 8S . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanz¬
ministerium vom 9. Februar 1912 , betreffend die Gewährung
von kündbaren , verzinslichen Vorschüssen an gemeinnützige Bauvereinigungen
gemäß dem Gesetze vom 28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 244 , über die
staatliche Förderung der Wohnungssürsorge.

Nr . 30 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium vom 9. Februar 1912 , betreffend die
Gemeinnützigkeit der Bauvereinigungen und deren Überwachung nach dem
Gesetze vom 28 . Dezember 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 242 , und dem Gesetze vom
28 . Dezember 1911 , R -G .-Bl . Nr . 243.

Nr . 31 . Verordnung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium für öffentliche
Arbeiten vom 10. Februar 1912 , betreffend die Durchführung
der gcbührenrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes vom 28 . Dezember 1911,
R .-G .-Bl . Nr . 243 , über Steuer - und Gebührenbegünstigungen für gemein¬
nützige Bauvcrcinigungen.

6 . Landrsgksctzdlatt.

Nr . 4 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911 , A. XVIb-872/2, betreffend die der Gemeinde
Eibenstein erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Dezember 1911 , H . XVI b - 269/2 , betreffend die der Ge¬
meinde Gaiselberg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . o . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911 . Z . XVI b - 504/2 , betreffend die der Ge¬
meinde Gundschachen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 7 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Dezember 1911 , Z . XVI b 415/2 , betreffend die der Gemeinde
Roffa erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911 , A. XVI b-776/2, betreffend die der Gemeinde
Watzmanns erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Dezember 19 1 , Z . Vl - 5516 1 , betreffend die der Gemeinde
Gaaden erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr von
16 L.

Nr . IO. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
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29 . Dezember 1911 , Z . VI-5572/1 , betreffend die der Gemeinde
Herzogenburg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdignngsgebühr
von 16 X.

Nr . II . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Dezember 1911 , Z . VI 5571/1 , betreffend die der Gemeinde
Mautern erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Beerdigungsgebühr
von 1b X.

Nr . 12 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6.  Jänner 1911 , Z . 8 - 28/42 , betreffend die Aufhebung der zur
Verhütung der Cholera -Einschleppung mit der Statthaltereikundmachung vom
7. September 1911 , Z . XI -1014 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 107 , verlambarten
Anordnung der Überwachung des Verkehres von Fahrzeugen auf dem Strom¬
gebiete der Donau zwischen Wien und der ungarischen Grenze.

Nr . IS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Dezember 1911 , Z . Xa -2323/13 , betreffend die Verlaut¬
barung des Übereinkommens hinsichtlich der Regulierung des Entersgrabens
in den Gemeinden Laa und Kottingneusiedl.

Nr . 14 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Jänner 1912 , Z . XVI b - 1113/2 , betreffend die der Gemeinde
Schönabrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . IS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5.  Jänner 1912 , Z . XIb -8/1 , betreffend die tauschweise Abtretung
von Parzellen der dem niederösterreichischen Landesfonds eigentümlichen Liegen¬
schaften Grundbuch Eggenburg , Eml .-Z . 390 und niederöstereichische Landtafel,
Einl .-Z . 487 , „Das Gut Eggenburg " .

Nr . 18 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Jänner 1912 , Z . XIb - 9/6 , betreffend die der Gemeinde Kloster¬
neuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bürgerrechtstaxe von 100 X.

Nr . 17 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6 . Jänner 1912, A. XI b-4/3 , betreffend die der Gemeinde Obcr-
Piesting erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 18 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6. Jänner 1912 , Z . XI b-5/2 , betreffend die der Gemeinde Priel
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . IN . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6 . Jänner 1912 , A . XI 5 6/3 , betreffend die der Gemeinde Tannenbruck
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen in der Steuergemeinde Tannenbruck.

Nr . 2V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
6- Jänner 1912, A. Xi 5-7/2 , betreffend die der Gemeinde Thaures
im Gerichtsbezirke Litschau erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 21 , Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
9. Jänner 1912, A. Xl b-3/4 , betreffend die der Gemeinde Nußdorf
an der Traisen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom

10 . Jänner 1912, Z . XI d 521, betreffend die der Gemeinde Finsternau
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . 23 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, Z . XI d-1/2, betreffend die der Gemeinde Edel¬
bach erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . 24 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, A. XI d-46/2 , betreffend die der Gemeinde Haders¬
feld erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Rr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, Z . XI d-2/1 , betreffend die der Gemeinde Gopp¬
rechts erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, Z . XI 5-48/2 , betreffend die der Gemeinde Grün¬
bach am Schneeberg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, Z . XId -44/2 , betreffend die der Gemeinde Klein-
Rötz erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1912, Z . XI d-47/2 , betreffend die der Gemeinde
Königsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912 , Z . XI 5-51/3 , betreffend die der Gemeinde Fuchsen-
bigl erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912, Z . XId -50/3 , betreffend die der Gemeinde
Heidenreichstein erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912, Z . XI 5-49/3 , betreffend die der Gemeinde Kollmitz-
graben erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912, Z . XI5 -45/4 , betreffend die der Gemeinde Man-
hartsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 33 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912, Z . XI d-55/2 , betreffend die der Gemeinde Markt
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1912, Z . XI b-54/2 , betreffend die der Gemeinde Rutzen-
dors erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1911 übersteigenden Ümlagen.
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